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Im Sparpaket von Finanzminister 
Waigel für den Bundeshaushalt 

1994 machen Ausgabenkürzungen 
In der Arbeitsmarktpolitik in Höhe von 
11 Mrd. DM etwa die Hälfte des Spar- 
volumens aus. Mit einer Vielzahl von 
Maßnahmen soll der Bundeszuschuß 
zum Ausgleich des Defizits in der Ar
beitslosenversicherung von voraus
sichtlich mehr als 20 Mrd. DM im Jahr
1993 auf 11 Mrd. DM im nächsten 
Jahr zurückgeführt werden. Die Aus
gaben der Arbeitslosenversicherung 
sind in den letzten Jahren insbeson
dere als Folge der deutschen Vereini
gung, in jüngster Zeit aber auch auf
grund der Rezession in W estdeutsch
land rapide gewachsen. 1993 werden 

sie deutlich über 100 Mrd. DM liegen.

Einschnitte auf der Ausgabenseite 
müssen nun in Kauf genommen wer
den, auch wenn der Arbeitsmarkt
1994 in Westdeutschland noch unter 
den Folgen der Rezession leiden wird 
und sich für Ostdeutschland nur eine 
sehr allmähliche Besserung abzeich
net. Sicherlich werden von den Ein
sparungen, für sich genommen, zeit
weise auch gewisse nachfragedämp
fende Wirkungen ausgehen; diese 
sind jedoch im Hinblick auf die nötige 
m ittelfristige Verbesserung der 
Wachstums- und Beschäftigungs
chancen hinzunehmen. Für den ein

zelnen sind die Maßnahmen be
stimmt schmerzlich. Das Ausmaß der 
Kürzungen von 3%, beim Arbeitslo
sengeld von 4% über ein Jahr verteilt, 

läßt sie jedoch als gerade noch trag
bar erscheinen.

In der „aktiven“ Arbeitsmarktpolitik 
soll im Bereich Qualifizierung neben 
der Senkung des Unterhaltsgeldes 
dessen Umstellung von einer Pflicht- 
auf eine „Kann“-Leistung größere 
Einsparmöglichkeiten bieten; dies 
führt auch zu einer Verringerung der 
damit verbundenen Sachkosten. Ver
glichen hiermit fallen die geplanten 
Kürzungen bei Arbeitsbeschaffungs
maßnahmen erstaunlich gering aus, 
zumal Maßnahmen der Fortbildung 
und Umschulung eher als ABM ge
eignet sind, eine Brücke zu einer 
neuen Beschäftigung zu bilden.
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Konsolidierung 
in der Arbeits

marktpolitik
Von der Senkung des Arbeitslo

sengeldes und damit der Vergröße
rung der Spanne zwischen Lohn und 
Arbeitslosengeld dürfte allenfalls ein 
geringer zusätzlicher Anreiz für Ar
beitslose ausgehen, sich um Arbeit 
zu bemühen. Eine nennenswerte An
reizwirkung ist dagegen von der Be
grenzung der Arbeitslosenhilfe auf 
zwei Jahre zu erwarten. Ergänzend 
sollen Sozialhilfeleistungen gesenkt 
werden, die im Laufe der vergange
nen Jahre relativ stark angehoben 
worden waren.

Im Rahmen der Konsolidierung 
wäre erneut zu überlegen, ob das Fi
nanzierungssystem derart geändert 
werden sollte, daß die Arbeitslosen
versicherung auf ihren Kern, die Absi
cherung des Risikos der Arbeitslosig
keit, konzentriert wird und versiche
rungsfremde Aufgaben einschließ
lich der Förderung für den ostdeut
schen Arbeitsmarkt in den Bundes
haushalt einbezogen werden. So 
würde dem Versicherungsprinzip 
Rechnung getragen, für größere Klar
heit in den Haushalten gesorgt und 
eine gerechtere Lastenverteilung er
reicht. Die Beiträge könnten gesenkt 
werden, gleichzeitig müßten Steuern 
erhöht oder Ausgaben gekürzt wer
den. Einsparungen in der Arbeits
marktpolitik blieben auch dann unver
ändert dringlich.

Bei der Bekämpfung der Arbeitslo
sigkeit helfen arbeitsmarktpolitische 
Maßnahmen wenig, denn meist lin
dern sie nur die Folgen für den einzel
nen. Zu mehr Beschäftigungs
chancen sollte der Staat mit dem Ab
bau von Überregulierungen am Ar
beitsmarkt beitragen. Das geplante 
neue Arbeitszeitgesetz sollte, wie in 
dem Sparpaket angekündigt, rasch 
verabschiedet werden. Das Vermitt
lungsmonopol der Bundesanstalt 
sollte aufgrund positiver Erfahrungen 
in anderen Ländern abgeschafft wer
den. Andere Maßnahmen, etwa ein 
Abbau von Beschränkungen des 
Marktzugangs im Handwerk, müßten 
hinzukommen.

Am stärksten gefordert im Hinblick 
auf vermehrte Beschäftigungs
chancen sind die Tarifpartner und 
nicht der Staat. Lohnanhebungen un

terhalb des Produktivitätsanstiegs 
sind zeitweise nötig, um die Gewinne 
der Unternehmen und damit die Be
dingungen für Investitionen und die 
Schaffung neuer Arbeitsplätze zu 
verbessern. Zugleich ist mehr Flexibi
lität in der Gestaltung der Löhne und 
Arbeitsbedingungen erforderlich. Die 
Löhne sollten stärker an der Leistung 
orientiert werden und die Nivellierung 
zugunsten der unteren Beschäftig
tengruppen aufgegeben werden. Bei 
den Arbeitsbedingungen müßten vor
rangig flexiblere Arbeitszeitrege
lungen geschaffen werden.

Mehr als bisher sollten sich die Ta
rifpartner um die Eingliederung von 
„Outsidern“ in reguläre Beschäfti
gungen bemühen, auch in Zusam
menarbeit mit der Arbeitsverwaltung. 
Einen ersten Schritt zu mehr Verant
wortung der Tarifpartner für Outsider 
enthält auch das Sparpaket. Die Zahl 
der geförderten ABM-Stellen soll an 
Lohnvereinbarungen gekoppelt wer
den, und es werden ABM-Tarifver- 
träge angeregt, in denen Einstufung 
und Entlohnung unter den üblichen 
Tarifen liegen. Da ABM-Beschäftigte 
zeitlich befristet häufig in für sie 
neuen Tätigkeiten und jedenfalls 
nicht unter Marktbedingungen arbei
ten, erscheint dies angemessen.
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